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Zur Anwendung der Paragraphe 77 bis 79 der neuen Gewerbe— 
ordnung Lohnzahlung. Von Dr. Moriz Caſpaar. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Eine Gemeinde iſt im Falle ihrer Umſchulung bis zur thatſächlichen Durchfüh⸗ 
rung derſelben verpflichtet, zu den Koſten jener Schule beizutragen, aus 
deren Sprengel ſie ausgeſchult wurde. 

Auch in dem Falle, wenn eine gerichtliche Licitation zur Handhabung der Bau⸗ 
polizei vorgenommen wird, haben die Licitarionskoſten den Vorrang vor 
allen anderen Anſprüchen. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 
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Zur Anwendung der Paragraphe 77 bis 79 der 
neuen Gewerbeordnung (Fohnzahlung). 
Von Dr. Moriz Caſpaar. 


Unſere Ausführungen über Lohnvorſchußzahlung in der Eifen- 
induſtrie in Nr. 8 und 9 d. l. J. dieſer Zeitſchriſt erfordern aus Rückſicht 
auf die ſeither zum Geſetze gewordenen Beſtimmungen des VI. Haupt- 
ſtückes der Gewerbeordnung eine Ergänzung, da nun die Frage zu 
entſcheiden iſt, ob die bisher üblichen Formen der Lohnvorſchußzahlung 
nach dem neuen Geſetze zuläſſig ſind oder nicht. 

Der Zweck der neuen Beſtimmungen iſt die Hintanhaltung von 
Mißbräuchen, wie dieſelben bei der Auslohnung der Arbeiter vorkommen 
können; damit iſt wohl ſchon von ſelbſt ausgeſchloſſen, daß das Geſetz 
auch ſolche Einrichtungen tangiren ſollte, welche keine Uebervortheilung 
des Arbeiters herbeiführen können, und die gleichzeitig eine durch die 
materielle Lage des Arbeiterſtandes vorläufig nothwendig bedingte 
Ergänzung des Lohnſyſtems darſtellen. 

Aus dem Inhalte der Paragraphe 77 — 79 heben wir Folgendes 
heraus: Der 8 78 beſtimmt in Alinea 1 principiell, daß der Lohn 
in barem Gelde auszuzahlen iſt; er ſtellt in ſeinem weiteren Texte die 
zuläſſigen Ausnahmen feſt und verbietet auch beſtimmte Fälle der 
Auslohnungsform. Die 88 78 a und 78 b beſtimmen die Ausdehnung 
der Anordnungen des § 78 einerjeits auf alle Arten von Hilfsarbeiter 
— auch die nicht im eigentlichen Arbeitsverbande ſtehenden Stückarbeiter 
— andererſeits auf die Beauftragten und Familienglieder des Gebel. 
inhabers. Der $ 78 c, d, e ſetzt feſt, daß alle gegenſtehenden Verab⸗ 
redungen nichtig find, und daß die gegen die Vorſchriften des 8 78 
ereditirten Waaren u. ſ. f. verfallen, während die Lohnforderung 
aufrecht bleibt. 

Für die Praxis formulirt ſich die Frage in folgender Weiſe: Welche 
Naturalleiſtungen wie Wohnung, Brennſtoff, Nahrungsmittel u. ſ. w., 
die vom Unternehmer ſelbſt gewährt oder von dritten Perſonen als 
Creditgeber verabfolgt werden, dürfen den Arbeitern in die Lohnzahlung 
eingerechnet werden, ohne daß die Folgen der Nichtbarzahlung an 
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Hilfsarbeiter, 8 78 c, d, e, zur Anwendung kommen, d. h. der Arbeits— 
geber verhalten werden kann, die entfallenden Beträge noch einmal zu 
bezahlen? Zur Klarſtellung der vorliegenden Frage, welche nicht blos 
für den Unternehmer, ſondern in ihren Conſequenzen auch für den 
Arbeiter von großer Wichtigkeit iſt, wollen wir den Text des § 78 
näher beſprechen. 

Alinea 2 jagt, daß Wohnung, Brennſtoff, Grundpacht, Arzneien 
und ärztliche Hilfe, Werkzeuge und Stoffe zu den anzufertigenden 
Erzeugniſſen — nach vorangegangener Vereinbarung in die Lohnzahlung 
eingerechnet werden können. 

Wir vermiſſen hier ſowie in den ſpäteren Beſtimmungen über 
die zuläſſigen Abzüge die ausdrückliche Anführung der Beiträge zu 
den gewerblichen Hilſscaſſen, den Betriebskranken- und Verſorgungs— 
caſſen. Mit der ärztlichen Hilfe und den Arzneien iſt ja die Leiſtung 
dieſer Caſſen nicht erſchöpft, daher auch durch die hiefür nöthige 
Tangente der Beitrag des Arbeiters nicht erſchöpft. Allerdings kann 
hier die Beſtimmung der nach § 88 a errichteten Dienſtordnung 
durch Feſtſtellung der Beiträge ergänzend eintreten; nachdem aber die 
Dienſtordnung nichts Geſetzwidriges enthalten darf, ſo kann es wieder 
nur auf den Wortlaut des $ 78 ankommen, und man wird ſich daher 
mit einer ſinngemäßen Anwendung der citirten Beſtimmung des § 78 
behelfen müſſen. Ob man Arbeitern die Beiträge zu den Verſorgungs⸗ 
caſſen (als Alters-, bez. Witwen- und Unfallscaſſen) vom Lohne abziehen 
darf, muß nach der Textirung des § 78 geradezu als zweifelhaft erklärt 
werden. Wir ſind überzeugt, daß die Hilfscaſſengeſetzgebung dieſe Abzüge 
nicht blos zulaſſen, ſondern geradezu vorſchreiben wird. Trotzdem würde 
eine entſprechende Beſtimmung in der Gewerbeordnung zweckmäßig ſein, 
um ſo mehr, als noch einige Zeit vergehen wird, bis alle Zweige der 
Arbeiterverſicherung ihre geſetzliche Regelung finden. 

Die Verabfolgung von Lebensmitteln oder die regelmäßige Ver⸗ 
köſtigung kann vereinbart werden: „ſofern ſie zu einem die Beſchaffungs⸗ 
koſten nicht überſteigende Preiſe erfolgt.“ 

Damit erſcheint der Beſtand der Werksmagazine, ſowie der ſog. 
Faſſung gewahrt. Der Nachſatz „ſofern . . . . .“ ſichert wohl nur 
gegen eine Preisfteigerung über die ortsüblichen Detailpreiſe, weil 
man dem Unternehmer nicht vorſchreiben kann, die Lebensmittel im 
Großen einzukaufen. Wollte man — was übrigens nicht vorausgeſetzt 
werden kann — deu Beſchaffungspreis als Einkaufspreis definiren, ſo 
müßte man verlangen, daß der Unternehmer Speſen, Regie, Xocal- 
miethe aus Eigenen beſtreite, was einer beſonderen Leiſtung zu Gunſten 
der Arbeiter entſpricht. Der Unternehmer kann allerdings, falls er im 
Großen einkauft, ſelbſt wenn er alle Speſen und eventuell noch 
eine mäßige Verzinſung des für die Beſchaffung nöthigen Betriebs⸗ 
capitals rechnet, billigere Preiſe ſtellen, als der Detailhandel. Nach⸗ 
dem man aber einer eventuellen Prüfung der angeſetzten Preiſe 
doch nur ortsübliche Preiſe zu Grunde legen kann, ſo müſſen endlich 
die Detailpreiſe, wie ſie eine genügende Concurrenz mit ſich bringt, 
als maßgebend angenommen werden, und man kann nicht ver⸗ 


langen und durch das Geſetz auch nicht bewirken, daß die Preiſe des 
Großhandels hier als Beſchaffungspreiſe gelten ſollen. Wir wollen 
damit nur darauf hinweiſen, daß man von dieſer Vorſchrift des Geſetzes 
keine Verbilligung der Lebensmittel für Arbeiter erwarten darf; aller— 
dings können ausgeſprochene Uebervortheilungen hintangehalten werden, 
und damit iſt ja der Hauptzweck erreicht. Geſteht man zu, daß Unter— 
nehmer zu den ortsüblichen Preiſen Lebeusmittel an Arbeiter abgeben 
dürfen, fo muß man um jo mehr zugeben, daß unter gleichen Bedin— 
gungen Lebensmittel, bezw. die Beköſtigung von einem Lieferanten im 
Creditwege beigeſtellt werden können, vorausgeſetzt, daß kein Zwang, 
aus dieſer Quelle die erwähnte Verpflegung zu beziehen, dem Arbeiter 
gegenüber geübt wird. Aus diefem Grunde iſt der von uns in Nr. 8 
und 9 beſprochene Anweiſungsverkehr zuläſſig; die gleiche Folgerung 
ergibt ſich auch aus der Textirung des Abſatzes 4, und zwar aus dem 
Worte „müſſen“. Es heißt daſelbſt: „Dagegen darf nicht vereinbart 
werden, daß die Hilfsarbeiter Gegenſtände ihres Bedarfes aus gewiſſen 
Verkaufsſtellen beziehen müſſen.“ Damit iſt wohl geſagt, daß dieſem 
Bezuge nichts entgegenſteht, ſobald der Arbeiter nicht dazu 
genöthigt wird, und daß daher anch die auf ſolche Art ereditirten 
Waaren bei der Lohnzahlung eingerechnet werden dürfen. Das Verbot 
ſoll nur verhindern, daß Unternehmer und Lieferanten aus einer 
willkürlichen Erhöhung der Preiſe oder einer geringeren Qualität der 
Waaren in Verbindung mit einem Verkaufsmonopol einen unreellen 
Gewinn ziehen. Wir ſprechen hier abſichtlich von einer durch Monopoli— 
ſirung der Waarenlieſerung bewirkten Preisſteigerung oder Qualitäts⸗ 
verſchlechterung, weil das Geſetz nur dieſe Fälle treffen will und kann, 
und man beachten muß, daß Vereinbarungen zwiſchen dem Unternehmer 
und einzelnen Lieferanten, beſonders bei iſolirter Lage eines Fabriks— 
Etabliſſements, häufig unvermeidlich ſind, ſoll die Approviſionirung des 


Perſonales zweckmäßig geſichert werden. Hieher gehören die Begünſti⸗ 


gungen, welche von Unternehmern Arbeiter-Conſumvereinen oder auch 
Kaufleuten durch unentgeltliche Ueberlaſſung der Geſchäftslocale und 
dergleichen Vortheile eingeräumt werden; der geordnete Anweiſungs— 
verkehr bildet ja auch eine ſolche Begünſtigung. Die beſte Concurrenz 
für die Beſchaffung der Lebensmittel wird ſtets ein ſelbſtſtändiger 
Arbeiter-Conſumverein — ſelbſtverſtändlich unter Vorausſetzung richtiger 
Leitung — bilden, weil deſſen Preisſtellung für die übrigen Geſchäfts— 
leute maßgebend ſein wird, und die Arbeiter hiedurch ſelbſt Gelegenheit 
finden, die für den Kleinverkehr möglichen Preiſe kennen zu lernen. 
Es wird damit am ficherſten, gleichzeitig auch am wirkſamſten, einer 
ungerechtfertigten Preisſteigerung vorgebaut. Auch dieſe Conſumvereine 
bedienen ſich im Verkehre mit ihren Mitgliedern, ſowie anderen Arbeitern 
gegenüber häufig der ſog. Auweiſungen. Soweit es ſich um Lebensmittel 
handelt, dürfte daher die Tendenz des Geſetzes unſchwer zu erkennen 
ſein, und unterliegt es auch nach deſſen Textirung keinem Zweifel, daß 
Creditirungen für Lebeusmittel, ob fie nun vom Unternehmer beſchafft 
oder durch Lieferanten beigeſtellt werden, in die Lohnzahlung eingerechnet 
werden dürfen. 

Fraglich iſt es, ob im Auweiſungsverkehre den Arbeitern 
Bier oder Wein verabfolgt werden darf. Der § 78, Alinea 5 ſagt: 
„Gewerbsinhaber dürſen den Arbeitern andere als die obbezeichneten 
Gegenstände oder Waaren und insbeſondere geiſtige Getränke auf 
Rechuung des Lohnes nicht creditiren.“ Nach ſtrenger Auffaſſung 
müßte dieſe Beſtimmung, inſoweit ſie gegen den Arbeitsgeber gilt, auch 
gegen einen dritten, als durch den Anweiſungsverkehr gedeckten Credit⸗ 
geber gelten. Es iſt jedoch für den Gewerbsinhaber ſchwer, zu controliren, 
welche Waaren dem Arbeiter von dem creditirenden Lieferanten aus⸗ 
gefolgt werden. Die Creditirung geiſtiger Getränke iſt nicht in allen 
Fällen mit ſog. Zech'chulden zu identificiren. Wenn z. B. ein Arbeiter⸗ 
Conſumverein im Großen Wein einkauft, und ſodann in kleinen Gebinden 
an ſeine Mitglieder abſetzt, ſo kann in dieſem Vorgange nichts für die 
Arbeiter Nachtheiliges gefunden werden, da ihnen hiedurch ein billiger 
Weinbezug geſichert wird. Das Creditgeſchäft zwiſchen Arbeiter und 
Lieferanten entzieht ſich in der Regel der Ingerenz des Unternehmers; 
es kommt vor, daß die Lieferanten für den angewieſenen Betrag den 
Arbeitern Marken ausfolgen, letztere jedoch vom Empfänger nicht zum 
Kaufe von Lebensmitteln verwendet, ſondern dazu benützt werden, um 
in Gaſthäuſern Zechſchulden damit zu bezahlen, worauf die Marken 
von den Wirthen wiederum an der Ausgabeſtelle zum Waarenkaufe 
verwendet werden, oder von derſelben wohl auch gegen einen Einlaß 
eingelöſt werden. Dieſer nicht zu billigende Vorgang hat aber mit dem 
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Anweiſungsverkehre nichts zu thun, und gibt es überhaupt keine Ein- 
richtung, die nicht auch von Einzelnen mißbraucht werden könnte. Die 
gewöhnliche Borgwirthſchaft treibt trotz der Wuchergeſetzgebung noch 
ganz andere Blüthen und muß daher ein geordneter Creditverkehr, 
wie denſelben das Anweiſungsſyſtem darſtellt, unter den gegenwärtigen 
Verhältniſſen als eine zweckmäßige Einrichtung bezeichnet werden. Wir 
können die auf Erfahrung gegründete Ueberzeugung ausſprechen, daß 
die ausgeſtellten Anweiſungen — die bei einzelnen großen Unterneh⸗ 
mungen ſich auf ſehr hohe Summen belaufen — mit geringen Aus— 
nahmen zur Beſchaffung von Lebensmitteln verwendet werden. Wir 
möchten geradezu ſagen, daß durch dieſelben in der Regel der Haus— 
haltungsbedarf gedeckt wird. Der Bezug von Wein in Gebinden gehört 
ſchon zu den ſelteneren Fällen und der Verkauf von Branntwein läßt 
ſich wohl durch geeignete Mittel verhindern. Wollte man aus der 
Textirung des Geſetzes eine Haftung der Unternehmer für die Be— 
ſchaffenheit der im Creditwege vom Arbeiter bezogenen Waaren folgern, 


dann müßte der Anweiſungsverkehr entfallen, weil der Unternehmer 


unmöglich diefe Haftung übernehmen könnte. Wir finden keine Form, 
welche den Unternehmer gegen die Conſequenzen ſolcher ſeiner Einwirkung 
entzogener Handlungen ſchützen könnte. Wenn auch die Anweiſungen die 
Aufſchrift enthalten würden, daß auf dieſelben kein geiſtiges Getränk 
creditirt werden darf, jo iſt es doch der Unternehmer, der den Betrag 
vom Arbeiter bei der Löhnung in Abzug bringen muß, und der auch 
im Sinne des § 78 e zur nochmaligen Zahlung verhalten werden 
kann. Ein geordneter Creditverkehr liegt jedoch im Intereſſe der Arbeiter, 
ſolange nicht das Creditnehmen vollſtändig beſeitigt iſt; es erübrigt 
daher nichts, als den Anweiſungsverkehr als eine zweckmäßige Form 
desſelben aufrecht zu erhalten und den Abzug ſolcherart creditirter 
Beträge zu geſtatten, d. h. die ausgegebenen Anweiſungen unter die 
Ausnahmen nach § 78, Abf. 3 einzureihen. Es wird jedoch dieſe Auf- 
faſſung durchaus nicht verhindern, daß die Verwendung der ausgeſtellten 
Anweiſungen, ſowohl von Seite der Unternehmer, als auch von Seite 
der Gewerbebehörde controlirt wird. Sollte conſtatirt werden, daß 
thatſächlich mit den Anweiſungen in ausgedehnterem Maße ein Miß— 
brauch getrieben wird, der den Beſtimmungen der Gewerbeordnung 
widerſpricht, ſo wäre es zuerſt Sache des Unternehmers, jene Kategorie 
von Anweiſungen nach vorheriger Verwarnung des Lieferanten einzu— 
ſtellen. Dies geſchieht ja ſchon heute thatſächlich. Außerdem ſteht es 
der Behörde zu, in ſolchen Fällen auf Grund des Geſetzes einzugreifen; 
dies ſcheint uns die einzig richtige Löſung. — Schwierigkeiten wird 
jedenſalls die Verpflegung der Arbeiter in Werkstraiteurien mit ſich 
bringen, weil ein Werkstraiteur unter die Beſtin mungen des § 78 h 
fällt; er iſt in der Regel Pächter oder Stellvertreter des Gewerbs— 
inhabers, und werden daher für ihn die ſtrengen Beſtimmungen des 
8 78, Al. 5 (geiſtige Getränke) zur Anwendung gelangen. 

Ob nicht in gewiſſen Fällen, ſo bei beſonders ſchwerer Arbeit, 
ein gewiſſes Maß von geiſtigen Getränken zur regelmäßigen Verköſtigung 
gerechnet werden könnte, und ob nicht gerade das Bier diesfalls als 
Lebensmittel aufzufaſſen iſt, wäre wohl der Erwägung werth. Jedenfalls 
werden die Beſtimmungen des § 78 namhafte Aenderungen für den 
bisher diesfalls üblichen Verkehr nöthig machen, wenn geiſtige Getränke 
von der Einrechnung unbedingt ausgeſchloſſen bleiben. Wir wollen aber 
gerne zugeſtehen, daß wir ſelbſt unbedingte Gegner der bisher nicht 
ſelten beliebten Praxis der unbeſchränkten Einbringung von bei ſolchen 
Werkstraiteurien gemachten Wirthshausſchulden ſind, auch wenn dieſe 
Einbringung freiwillig, d. h. unter Zuſtimmung des Arbeiters, bei der 
Lohnzahlung geſchieht, und wir zweifeln nicht, daß ſich auch auf dieſem 
Gebiete irgend eine zweckmäßige und geichzeitig den Anforderungen des 
Geſetzes entſprechende Praxis herausbilden wird. Die Schwierigkeiten 
werden ja hier dadurch erleichtert, daß den Gewerbsinhabern ſolchen 
Wirthen gegenüber ein weitgehender Einfluß zuſteht, der ja auch in 
der Regel in der Aufſtellung von Taxen, in einer ſtrengen Hausordnung 
u. ſ. w. zur Geltung kommt. 

Sehen wir von dem letztangeführten theilweiſe zweifelhaften Falle 
ab, fo glauben wir gewiß, daß die für ein geordnetes Creditweſen 
erforderlichen Formen der Lohnvorſchußzahlung auch nach den neuen 
Geſetzesbeſtimmungen aufrecht bleiben können. Es wäre ja gewiß 
wünſchenswerth, könnte man dieſen Credit entbehrlich machen, derſelbe 
hat ſich aber einmal eingebürgert, und zwar nicht blos in den Arbeiter⸗ 
kreiſen, und wird ſchwer zu beſeitigen ſein. 

Nachdem übermäßig lang ausgedehnte Zahlungstermine gewiß 


für den Arbeiter nachtheilig find, jo wäre es vielleicht Sache der 
Geſetzgebung geweſen, hiefür eine zuläſſige Maximalgrenze feſtzuſtellen. 
Eine Verkürzung der Löhnungstermine hat ſchon mehrfach den Gegen⸗ 
ſtand eigener Arbeiterpetitionen gebildet. Unter deu gegenwärtigen Ver⸗ 
hältniſſen wird aber auch eine ſolche Reduction, ſelbſt wenn ſie das 
vielleicht erreichbare Minimum einer wöchentlichen Auszahlung feſtſtellen 
ſollte, das Creditnehmen der Arbeiter nicht beſeitigen. Wahrſcheinlich 
würden nur die Abzahlungstermine, bezw. die Höhe der ereditirten 
Summe geändert. 

Sobald man aber längere Löhnungstermine zuläßt, wird auch 
der Creditverkehr unvermeidlich, da man die Vorausbezahlung des 
Lohnes nicht vorschreiben kaun. Die Creditirung konnte nur dadurch 
behoben werden, daß die Arbeiter durch ſtrengſte Sparſamkeit ſich ſelbſt 
den Fond für die Beſchaffung der Lebensmittel in barem Gelde erwerben. 
Dies Ziel wird gewiß mit allen Kräften anzuſtreben ſein, bis man es 
aber erreicht, muß für einen geordneten Creditverkehr geſorgt werden, 
will man nicht die Arbeiter dem wechſelvollen Schickſale des gewöhn— 
lichen Borgens ausſetzen. a 

Nachdem vorläufig für die Arbeiter die Lebensmittelbeſchaffung 
im Creditwege nicht zu umgehen iſt, ſo wäre es zweckmäßig geweſen, 
dieſe Beziehungen in der Styliſirung des $ 78 etwas ſchärfer hervor- 
treten zu laſſen Sobald Zweifel zuläſſig ſind, wird der Unternehmer 
gezwungen, aus Rückſicht auf die ſtrengen Beſtimmungen der SS 78 d 
und e ſich jeder Fürſorge für die Approviſionirung ſeines Perſonales 
zu enthalten, und dieſe ohne jede Einflußnahme der privaten Concurrenz 
zu überlaſſen. Dies würden wir im Intereſſe der Sache bedauern, und 
es wäre daher wünſchenswerth, wenn im Verordnungswege eine nähere 
Erklärung der Vorſchriften des § 78 erfolgen würde, damit dieſelben 
überall eine gleichmäßige Auslegung und Anwendung erfahren. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Eine Gemeinde iſt im Falle ihrer Umſchulung bis zur thatſächlichen 
Durchführung derfelben verpflichtet, zu den Koſten jener Schule 
beizutragen, aus deren Sprengel fie ausgeſchult wurde. 

Mit dem Erlaſſe des ſteierm. Landesſchulrathes vom 5. October 
1882, 3. 5487, wurde die Errichtung einer einclaffigen Volksſchule 
in Rollsdorf für den Bereich der Ortsgemeinde Lohngraben angeordnet, 
von welcher bisher die Ortſchaft Hartenſtein zur Schule in Presguts 
eingeſchult war. Die Activirung der Volksſchule in Rollsdorf erfolgte 
mit Beginn des Schuljahres 1883/84, bis zu welchem Zeitpunkte die 
ſchulpflichtigen Kinder der Ortſchaft Hartenſtein die Schule in Presguts 
beſuchten. 

Am 1. November 1882, als die oberwähnte Verfügung des 
k. k. Landesſchulrathes jedenfalls noch nicht rechtskräftig war, repartirte 
der Ortsſchulrath Presguts der Gemeinde Lohngraben im Sinne des 


Schulconcurrenzgeſetzes vom 22. December 1872, Nr. 46, die auf: 


dieſelbe als Beitrag zu dem beabſichtigten Neubaue des Schulhauſes in 
Presguts für das Schuljahr 1882 83 entfallende Concurrenzquote von 
95 fl. 16 kr. an. 

Durch dieſe Verfügung des Ortsſchulrathes fühlte ſich die Gemeinde 
Lohngraben beſchwert und ergriff hiegegen den Recurs an den Bezirks⸗ 
ſchulrath in Gleisdorf, in welchem fie ausführte, daß mit dem Zeitpunkte 
der vom k. k. Landesſchulrathe ausgeſprochenen Umſchulung ihre Ver⸗ 
pflichtung, zu den Koften der Schule in Presguts beizutragen, auf- 
gehört habe. 

Die hierüber erfloſſene Entſcheidung des Bezirksſchulrathes vom 
14. Juli 1883, 8. 165, womit dieſem Recurſe keine Folge gegeben 
wurde, gelangte im Recurswege an den k. k. Landesſchulrath, welcher 
dieſelbe mit dem Erlaſſe vom 20. März 1884, 3. 1337, aus dem 
Grunde beſtätigte, weil die Auſtheilung der Concurrenzquote von 
95 fl. 16 kr. ſeitens des Ortsſchulrathes Presguts zu einer Zeit erfolgte, 
als der Ausſpruch über die Ausſchulung der Ortſchaft Hartenſtein noch 
nicht rechtskräftig war und das frühere Einſchulungsverhältniß während 
des Schuljahres 1882 83 thatſächlich noch fortbeſtand. 

Das von der Gemeinde Lohngraben im weiteren Inſtanzenzuge 
zur Entſcheidung angerufene k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht 
hat die Entſcheidung des Landesſchulrathes mit dem Erlaſſe vom 
18. März 1885, 8. 23.922, aus deren Gründen beſtätigt und 
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hiebei in der Motivirung ausdrücklich bemerkt, daß die recurrirende 
Gemeinde bis zur Activirung der neuen Schule in Rollsdorf zur 
Concurrenz zur Schule in Presguts verpflichtet geweſen ſei. 

We d l. 


Auch in dem Falle, wenn eine gerichtliche Licitation zur Hand- 
habung der Baupolizei vorgenommen wird, haben die Lieitations⸗ 
koſten den Vorrang vor allen anderen Anſprüchen. 

Ueber Anſuchen des Magiſtrates in K. wurde im Wege der 
gerichtlichen Execution ein baufälliges, aus Polizeirückſichten geſperrtes 
Haus feilgeboten und der erzielte Kaufpreis per 6 fl. von der erſten 
Inſtanz zur theilweiſen Befriedigung der Licitationskoſten per 30 fl. 
dem Magiſtrate in K. zuerkannt. 

Das k. k. Oberlandesgericht in Krakau hat dagegen den Kauf— 
ſchilling per 6 fl. dem Staatsſchatze zur theilweiſen Befriedigung der 
rückſtändigen Hauszinsſteuer und Grundlaſtenentſchädigung, couform mit 
einer in einem ganz ähnlichen Falle vom k. k. oberſten Gerichtshofe 
unterm 31. Mai 1882, 3. 5830, geſällten Entſcheidung, zugewieſen. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof ging diesmal von der früheren 
Anſchauung ab und beſtätigte mit Entſcheidung vom 29. Mai 1883, 
3. 4939, den erſtrichterlichen Beſcheid; denn wenn auch nach $ 72 
der Gemeindeordnung die Koſten dieſer mit der Handhabung der Bau— 
polizei verbundenen gerichtlichen Execution ſeitens der Gemeinde vor 
Allem aus den Gemeindeeinkünften zu beſtreiten ſind, ebenſo wie 
jeder Private ſie aus Eigenem zu beſtreiten hat, ſo ſolgt daraus 
noch nicht, daß ihr der Erſatz derſelben nicht nach den nämlichen 
Grundſätzen gebühren ſollte, wie einem Privaten. Und da einem 
executionsführenden Privaten die Koſten der Feilbietung, als ein von 
ihm zum Beſten aller Gläubiger vorſchußweiſe beſtrittener Aufwand, 
ſomit als Maſſekoſten, vor allen Gläubigern und rückſtändigen Steuern 
aus dem Kaufpreiſe berichtigt werden müſſen (88 1041 und 1042 
a. b. G. B. und SS 31 und 29 lit. a C. O.), fo müſſen dieſe 
Koften auch der Gemeinde vor allen Forderungen aus dem Kaufpreiſe 
berichtigt werden. Dem ſteht nicht im Wege, daß die Licitation nicht 
zur Berichtigung eines Hypothekarcapitals, ſondern im Executionswege 
eines Erkenntniſſes zur Handhabung der Polizei vorgenommen wurde 
— weil fie immer im Executionswege vorgenommen wurde, — wie 
dies im § 3 der Miniſterialverordnung vom 2. September 1856, 
R. G. Bl. Nr. 164, durch die Beſtimmung „nach der Gerichtsordnung 
das Amt zu handeln“ vorgeſchrieben iſt, daher bei der Kaufſchillings— 
vertheilung die Grundſätze über die executive Feilbietung in Anwendung 
zu bringen waren. Sur 25 


Geſetze und Perordnungen. 
1884. II. Semeſter. 


Geſetz⸗- und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum Oeſterreich 
ob der Enns. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 5. Auguſt. — 13. Kundmachung der k. k. 
Finanzdirection in Linz vom 23. Juli 1884, betreffend die Auflaſſung der 
Finanzwache-Abtheilung in Zell bei Zellhof im politiſchen Bezirke Perg und die 
hiemit im Zuſammenhange ſtehende Aenderung in der Abgrenzung der Finanz 
wache-Controlsbezirke Linz, Mauthauſen und Freiſtadt. — 14. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für das Erzherzogthum Oeſterreich ob der Enns vom 19. Junt 
1884, 3. 6546, betreffend die Gleichſtellung der Handelsakademien zu Linz und 
Chrudim in Bezug auf die Nachweiſe der wiſſenſchaftlichen Befähigung der 
Aſpiranten des Einjährig⸗Freiwilligendienſtes mit den Obergymnaſien und Ober⸗ 
realſchulen. — 15. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oberöſterreich ddo. 
17. Juli 1884, 8. 8595 J, betreffend die Dislocation des forſttechniſchen Per⸗ 
ſonales der politischen Verwaltung in Oberöſterreich in Ausführung der Mini— 
ſterialberordnung vom 27. Juli 1883, R. G. Bl. Nr. 137. — 16. Kundmachung 
des k. k. Statthalters in Oberöſterreich vom 21. Juli 1884, Z. 8473 II, betreffend 
die Conſtituirung der Ortsgemeinden Schildorn und Pramet. 

IX. Stück. Ausgeg. am 26. Auguſt. — 17. Geſetz vom 4. April 1884, 
wirkſam für das Erzherzogthum Oeſterreich ob der Enns, betreffend die Ver⸗ 
einigung mehrerer Ortsgemeinden. — 18. Kundmachung des k. k. Statthalters 
in Oberöſterreich ddo. 18. Juli 1884, Z. 7263 VIII, betreffend einen Zuſatz zur 
Amtsinſtruction vom 17. November 1873, 8. 7576, bezüglich der Thiere und 
Wagen und anderweitiger Effecten von Schüblingen. 

X. Stück. Ausgeg. am 18. September. — 


19. Kundmachung des k. k. 


Statthalters in Oberöſterreich vom 5. September 1884, Z. 10.396, über die 
Abkürzungszeichen für die metriſchen Maß- und Gewichtsgrößen. 

XI. Stück. Ausgeg. am 22. December. 20. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Oberöſterreich vom 30. November 1884, 3. 2968 Präf., betreffend 
Aenderungen in der Zuweiſung und Subventionirung von Bezirksſtraßen. — 
21. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oberöſterreich vom 30. November 
1884, 3. 2969 Präſ., betreffend die Belaſſung der Mauthen und Mauthgebühren 
auf der Linz Leonfelder Landesſtraße. 22. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters im Erzherzogthunie Oeſterreich ob der Enns vom 4. December 1884, 
3. 14.341 VII, betreffend den Vergütungsbetrag für die Verpflegung der Militär⸗ 
mannſchaft vom Officiers⸗Stellvertreter abwärts auf dem Durchzuge vom 1. Jänner 
bis letzten December 1885. — 23. Geſetz vom 28. November 1884, womit für 
Neubauten und Zubauten in canaliſirten Straßen der Landeshauptſtadt Linz 
eine Tape feſtgeſetzt wird. — 24. Kundmachung des k. k. Statthalters für Ober- 
öſterreich vom 14. December 1884, 3. 14.856 IV, betreffend die Waffenübungen 
der k. k. Landwehr im Jahre 1885. 

XII. Stück. Ausgeg. am 31. December. — 25. Kundmachung der k. k. 


Finanzdirection in Linz vom 11. December 1884, betreffend die Erweiterung 


der Verzollungsbefugniſſe der k. k. Bolletirungsſtation Achleithen bei Paſſau. — 
26. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oberöſterreich vom 22. December 
1884, 3. 3154 Präſ., betreffend die Brücken- und Pflaſtermauth in Steyr. 


Geſetze und Verordnungen für das Herzogthum Salzburg. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 29. Auguſt. — 12. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Salzburg vom 21. Auguſt 1884, 3. 5068, betreffend die 
Beibringung von Beichau-Certificaten bei Sendungen von Fleiſch oder geſchlachteten 
Hausthieren auf Eiſenbahnen oder Schiffen. 

IX. Stück. Ausgeg. am 29. September. — 13. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Salzburg vom 16. September 1884, 3. 5578, betreffend die 
neue Wahlordnung für die Salzburger Handels- und Gewerbekammer. 

X. Stück. Ausgeg. am 11. November. — 14. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Salzburg vom 3. November 1884, 3. 6601, betreffend die 
Vornahme von Neuwahlen für die Salzburger Handels- und Gewerbekammer. 

XI. Stück. Ausgeg. am 27. December. 15. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Salzburg vom 6. December 1884, Z. 7329, betreffend die 
Vergütung der Mittagskoſt für die Militär⸗-Mannſchaft auf dem Durchzuge im 
Jahre 1885. — 16. Kundmachung der k.k. Landesregierung in Salzburg vom 
13. December 1884, 3. 7384, betreffend die Einhebung der Umlage zur Be- 
deckung des Koſtenerforderniſſes der Salzburger Handels- und Gewerbekammer 
für das Jahr 1885. — 17. Geſetz vom 5. December 1884, 3. 19.828, betreffend 
die Einhebung einer ſelbſtſtändigen Auflage vom Verbrauche von Bier in den 
Gemeinden Abtenau, Hallein, Mauterndorf, Oberndorf, Tamsweg, St. Veit, daun 
vom Verbrauche von gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten in der Stadtgemeinde 
Hallein zu Gemeindezwecken für das Jahr 1885. 


Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Steier: 
mark. 


VII. Stück. Ausgeg. am 5. Juli. — 9. Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 31. März 1884, Z. 9526, womit die Wahlordnung für die Handels- und 
Gewerbekammer in Graz genehmigt wird. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 14. Auguſt. — 10. Erlaß des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums vom 23. April 1884, 3. 13.370, womit die Wahlordnung für die 
Handels- und Gewerbekammer in Leoben genehmigt wird. 

IX. Stück. Ausgeg. am 29. November. — 11. Verordnung des k. k. 
Statthalters in Steiermark vom 14. November 1884, womit einige Beſtimmungen 
der Durchführungsverordnung zum Fiſchereigeſetze vom 9. Juni 1883, L. G. u. 
V. Bl. Nr. 12, im Einverſtändniſſe mit dem Landesausſchuſſe abgeändert werden. 
— 12. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 23. November 
1884, betreffend den Allerhöchſt genehmigten Beſchluß des ſteiermärkiſchen Land⸗ 
tages vom 22. September 1884 bezüglich der der Stadtgemeinde Marburg be⸗ 
willigten Einhebung von Zinskreuzern vom 1. Jänner 1885 angefangen auf die 
Dauer von ſechs Jahren. 

X. Stück. Ausgeg. am 18. December. 13. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Steiermark vom 1. December 1884, betreffend den Allerhöchſt 
genehmigten Beſchluß des ſteiermärkiſchen Landtages vom 17. September 1884 
bezüglich der der Marktgemeinde Auſſee bewilligten Einhebung einer Abgabe vom 
Bierverbrauche für die Jahre 1885 bis incluſiwe 1889. — 14. Kundmachung des 
k. k. Statthalters in Steiermark vom 8. December 1884 über den Allerhöchſt 
genehmigten Beſchluß des ſteiermärkiſchen Landtages vom 17. September 1884, 
betreffend die Bewilligung zur Einhebung von 600, der directen Steuern über⸗ 
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fteigenden Umlagen in den Gemeinden St. Stefan, Hafning, Trofaiach, St. Primon 
und Radmer. 

XI. Stück. Ausgeg. am 29. December. — 15. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Steiermark vom 2. December 1884, betreffend die Vergütung 
für die der Militärmannſchaft auf dem Durchzuge gebührende Mittagskoſt. — 
16. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 18. December 1884, 
betreffend den Allerhöchſt genehmigten Landtagsbeſchluß vom 19. September 1884, 
wegen Bewilligung zur Einhebung von 35° der directen Steuern ſapemt Staats⸗ 
zuſchlägen überſteigenden Bezirksumlagen für die Bezirke Friedberg, Windiſch— 
Feiſtritz, Gröbming und Stainz. — 17. Kundmachung des k. k. Statthalters in 
Steiermark vom 18. December 1884 über den Allerhöchſt genehmigten Landtags⸗ 
beſchluß vom 4. October 1884, betreffend die Bewilligung zur Einhebung einer 
48percentigen Bezirksumlage für den Bezirk Murau. 

XII. Stück. Ausgeg. am 31. December. — 18. Geſetz vom 23. December 
1884, wirkſam für das Herzogthum Steiermark, betreffend die Beitragsleiſtung 
der Feuerverſicherungs-Unternehmungen für Feuerwehren. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtat haben den mit Titel und Charakter eines Hofrathes be— 
kleideten Oberfinanzrath der niederöſterreichiſchen Finanz-Landesdirection Georg 
Ritter von Zimmermann zum Hofrathe und Leiter dieſer Finanz-Landes— 
direction ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Oberfinanzrath der mähriſchen Finanz⸗Landes⸗ 
direction Alois Urbanek zum Hofrathe und Finanz⸗Landesdirector in Brünn 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe Erich Grafen Kielmansegg 
in Czernowitz anläßlich deſſen Versetzung zur Landesregierung in Klagenfurt den 
Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im k. k. Miniſterium für Lan⸗ 
desvertheidigung Karl Jaſchik den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes 
verliehen. 

a Seine Majeſtät haben den Hof- und Miniſterialſeeretären des k. und k. 
Miniſteriums des Aeußern Dr. Wilhelm Mittag und Dr. Emil Jettel taxfrei 
den Titel und Charakter von Sectionsräthen, den Hof- und Miniſterialconcipiſten 
erſter Claſſe Dr. Dionys Freiherrn Tallian de Vizek et Belahäza und 
Gregor Gombos de Hathaͤza den Titel und Charakter von Hof- und Mini- 
ſterialſeeretären und dem Conceptsprakticanten Franz Freiherrn von Buſchmann 
den Titel und Charakter eines Hof- und Miniſterialconcipiſten zweiter Claſſe 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberſtlieutenant Ottomar Volkmer bei ſeiner 
Ernennung zum Vieedirector der Hof- und Staatsdruckerei taxfrei den Titel und 
Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberrechnungsrathe des oberſten Rechnungs⸗ 
hofes Eruſt Schuler anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter 
eines Regierungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Baurathe bei der Statthalterei in Prag 
Karl Ullrich auläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit aus— 
drücken laſſen. 

Seine Majeftät haben dem Rechnungsrathe der Finanz-Landesdirection in 
Lemberg Joſeph Stankowski anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel 
und Charakter eines Oberrechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur Dr. Joſeph Slade in Cattaro 
den Titel und Charakter eines Baurathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Zoll⸗Oberamtscontrolor des Hauptzollamtes in 
Wien Ignaz Matſchego tarfrei den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Generalinſpector der priv. öſterr.-ung. Staats- 
eiſenbahn-Geſellſchaft in Wien Karl Rimböck das Ritterkreuz des Franz-Jokeph⸗ 
Ordens verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Oberingenieur Dr. Karl Bortolotti zum Baurathe, den Ingenieur Hieronymus 
Conte Begna zum Oberingenieur und den Bauadjuncten Peter Ritter von Erco 
zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Dalmatien ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bauadjuncten Alfred Machnitſch zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in 
Tirol ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bauadjuncten Joſeph Göttner zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in 
Oberöſterreich ernannt. 


Erledigungen. 

Armenarztesſtelle im fünften Wiener Gem eindebezirke mit 600 fl. Jahres⸗ 
remuneration, bis 20. Juni. (Amtsbl. Nr. 130.) 

Adjunctenſtelle bei der k. k. niederöſterreichiſchen Finanzprocuratur in der 
neunten Rangsclaſſe, eventuell eine Concipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, 
bis Mitte Juli. (Amtsbl. Nr. 131.) 

Bauprakticantenſtelle im Küſtenlande mit jährlichem Adjutum von 600 fl., 
bis 20. Juli. (Amtsbl. Nr. 133.) 


75 piezu für die P. T. Abonnenten der Jeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 7 der Erkenntuiſſe 1885. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


